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I. Vorwort/Beteiligte Stellen

Hausliche Gewalt hat einen Paradigmenwechsel erfahren: Gewaltbetroffene, dies sind insbesondere
Frauen und Kinder, missen nicht mehr flichten, sondern kénnen in ihrer vertrauten Umgebung bleiben.
Ein Zusammenspiel neuer Gesetzgebungen auf Bundesebene, veranderter polizeilicher MaRhahmen
auf Landesebene sowie Initiativen adaquater psychosozialer Unterstiitzungsangebote machen diesen
veranderten Umgang mit hauslicher Gewalt moglich.

Das ,Gesetz zur Verbesserung des zivilgerichtlichen Schutzes bei Gewalttaten und Nachstellungen
sowie zur Erleichterung der Uberlassung der Enhewohnung® - kurz Gewaltschutzgesetz (GewSchG) ist
im Jahr 2002 in Kraft getreten. Parallel dazu wurde der bereits existierende § 1361b BGB ,Zuweisung
der Ehewohnung bei Getrenntleben” sowie entsprechend 8§ 14 LPartG neu gefasst. Die Zielsetzung der
Neuregelungen ist die Schaffung eines transparenten, einheitlichen und opfergerechten Rechtsschut-
zes. Mit Erlass dieses neuen zivilrechtlichen Gesetzeswerks sollen Mangel der bestehenden Schutz-
mdglichkeiten vor Gewalt und Bedrohung beseitigt werden. Mit Einfiihrung des § 238 StGB (Nachstel-
lung) zum 30.03.2007 wurde der strafrechtliche Schutz fiir Stalking-Opfer erweitert.

Die einzelnen Bundeslander waren im Rahmen des Aktionsplans aufgefordert, den polizeilichen
Umgang mit hduslicher Gewalt zu andern. Opfer hauslicher Gewalt sollen im Zwischenraum zwischen
Gewaltvorfall, Antragstellung und Gerichtsentscheid durch polizeiliche praventive MaRnahmen nahtlos
geschiitzt werden. Baden-Wirttemberg hat als erstes Bundesland dafiir den Platzverweis bzw. die
Wegweisung als neue Interventionsstrategie bei hduslicher Gewalt in einem Modellversuch erprobt.
Nach erfolgreichem Abschluss wurde der Platzverweis anschlieRend landesweit eingefiihrt.

Mit einem Platzverweis kann der Tater von der Polizei im Rahmen der Gefahrenabwehr fiir einen be-
stimmten Zeitraum aus der gemeinsamen Wohnung gewiesen werden. Dies bewirkt zweierlei: Zum
Einen wird das Opfer nach einem Gewaltvorfall in seinem Wohnraum vor weiteren Gewalthandlungen
geschiitzt. Zum Zweiten wird eine Situation geschaffen, in der das Opfer ohne direkte Hinderung und
Beeinflussung durch den Téater Gber weitere Schritte nachdenken und diese in die Wege leiten kann.
Entscheidet es sich fir die Beantragung zivilrechtlicher Malinahmen nach dem Gewaltschutzgesetz,
kann der Zeitraum bis zum gerichtlichen Beschluss durch den Platzverweis tUberbrickt werden. Dies ist
deshalb von Bedeutung, weil sich in einem schwebenden Verfahren die Gefahr fir das Opfer tenden-
ziell verscharft.

Um ein abgestimmtes Vorgehen aller beteiligten Stellen sicherzustellen, bedarf es einer organisierten
Vernetzung mit allen Akteurinnen und Akteuren im Themenfeld Hausliche Gewalt. Die Koordination
dieses Netzwerkes muss von einer Institution verbindlich geleistet werden, um die Effektivitét zu
gewabhrleisten. In der Stadt Esslingen wird der Runde Tisch ,H&ausliche Gewalt”, der neun Institutionen
umfasst, zzt. von der Frauenbeauftragten der Stadt Esslingen organisiert. Er trifft sich zwei Mal jahrlich,
pflegt einen intensiven Austausch und ladt auch externe Fachleute ein. Konkrete Projekte, wie ein Flyer
zur Gewalt im hauslichen Bereich und eine Aktion zum Internationalen Tag gegen Gewalt an Frauen,
werden in einer Arbeitsgruppe vorbereitet. Insbesondere will der Runde Tisch auch praventiv arbeiten
und die Offentlichkeit fir das Thema Hausliche Gewalt sensibilisieren sowie Betroffene auf die Hilfs-
angebote aufmerksam zu machen.

Die Erfahrungen in Esslingen sind gut und tragen dazu bei, dass eine bessere Abstimmung zwischen
den beteiligten Einrichtungen erfolgt. Auch sind grofl3ere Aktionen nur durch eine enge Kooperation der
im Netzwerk mitarbeitenden Personen mdglich. Durch die 6ffentlichkeitswirksamen Aktionen gelingt es,
die alltagliche Gewalt gegen Frauen und Kinder sichtbar zu machen und die Vorgehensweise der
Institutionen transparent zu gestalten. Die KAG ,Hilfen bei hduslicher gewalt* hat sich zum Ziel gesetzt,
ahnliche Runde Tische in allen Regionen des Landkreises zu initiieren.

Das Landratsamt Esslingen hat am 06.06.2008 eine Kreisarbeitsgemeinschaft , Hilfen gegen
hausliche Gewalt" ins Leben gerufen. Standige Mitglieder dieser Kreisarbeitsgemeinschaft sind
Vertreter und Vertreterinnen von Institutionen, die in Fallen von hauslicher Gewalt zusammenarbeiten
und auf eine Optimierung der Strukturen hinwirken. Insbesondere sind dies Vertreter von Landratsamt,
Polizei, Ordnungsamt, Justiz, Beratungsstellen, Frauenhduser und Frauenbeauftragte. Ziel ist es, neben
MafRnahmen der Gewaltpravention ein proaktives qualifiziertes Hilfsangebot fur Opfer, Tater und
betroffene Kinder durch eine aufeinander abgestimmte Kooperation der beteiligten Institutionen im
Landkreis Esslingen zu erreichen. Dies kann am ehesten dann gelingen, wenn die beteiligten
Institutionen zeitnah und methodisch nach festgelegten Standards vernetzt zusammenarbeiten.



In der Kreisarbeitsgemeinschaft Hilfen gegen hausliche Gewalt unter Leitung des Sozialdezernenten
sind folgende Institutionen vertreten:

- Vereine Frauen helfen Frauen

- Psychologische Beratungsstellen fur Familie und Jugend
- Fachberatungsstellen gegen sexuellen Missbrauch

- Weil3er Ring e. V. Kreisverband

- Notfallnachsorgedienst des Deutschen Roten Kreuzes
- Sozialberatung Stuttgart e. V.

- Stadtische Soziale Dienste

- Polizeidirektion Esslingen

- Staatsanwaltschaft Stuttgart

- Amtsgerichte

- Ordnungsamter

- Kreissozialamt

- Amt fir Soziale Dienste

Diese Konzeption soll das Vorgehen der Kooperationspartner bei Hilfen in Fallen hauslicher
Gewalt und Praventionsmoglichkeiten gegen hausliche Gewalt und Gewalt im sozialen
Nahbereich qualifiziert beschreiben.

Il. Prévention

II.1 Allgemein

Neben einer zeitnahen und qualifizierten Intervention ist auch die Prévention bei hauslicher Gewalt
wichtig und moglich. Pravention gegen hausliche Gewalt ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe.
Nicht nur die mit direkten Hilfen beteiligten Institutionen, sondern auch die Offentlichkeit und Dritte
sollten deshalb eingebunden und sensibilisiert werden.

Il. 2 Offentlichkeitsarbeit

Nachbarn, Freunde, Angehdrige und das gesamte Umfeld nehmen sehr wohl wahr, wenn h&usliche
Gewalt passiert. Eine zielgerichtete Offentlichkeitsarbeit mit Darstellung der staatlichen und privaten
Hilfsangeboten, soll zur Achtung dieser Gewalt und einer Sensibilisierung von Dritten, zum Beispiel

Arzten, Hebammen, Arbeitskollegen, Erzieherlnnen, Lehrerinnen, Arbeitgebern, Vereinskameraden,
Moschee- und Glaubensgemeinschaften usw. beitragen.

Der Gedanke der Zivilcourage ware hier wiinschenswert.

Il. 3 Einbeziehung von Dritten

Vielversprechende Ansétze gibt es geniuigend: so konnte die Arzteschaft fir die Thematik besser
einbezogen werden, um potenzielle Opfer h&duslicher Gewalt Uber entsprechende Beratungsangebote
zu informieren. Die aussagekréftige Dokumentation entsprechender Verletzungen anhand des
,Leitfadens fur Arztinnen und Arzte in Fallen hauslicher Gewalt” ist insofern ein erster Schritt. Beim
Erkennen der Misshandlungen und bei der Verhinderung weiterer Straftaten fallt der Arzteschaft eine
Schliisselrolle zu. Arztinnen und Arzte sind oft die erste Anlaufstelle, bei denen Opfer hauslicher Gewalt
Hilfe suchen. Aber auch Hebammen haben intensive Kontakte zu Frauen und Familien und werden —
insbesondere von Frauen mit Migrationshintergrund — oft um Hilfe gebeten.

Fur Kinder sind Gewalterfahrungen - sei es, dass sie die Gewalt gegen ein Elternteil miterleben, sei es,
dass sie selbst geschlagen werden - stets traumatische Erlebnisse. Wer Gewalt in der Familie als Kon-
fliktlosungsmittel kennen gelernt hat, wird diese spéater mit hoher Wahrscheinlichkeit auch andernorts
als probates Mittel zur Konfliktlésung anwenden. Diese Gewaltkreislaufe gilt es zu durchbrechen. Be-
troffene Kinder und Jugendliche suchen sich oft als ersten Ansprechpartner Gleichaltrige, ihre ,Peer-
group“. Deshalb wére ein erfolgversprechender Praventionsansatz, betroffene Kinder und Jugendliche
Uber die Schulen zu erreichen. Minderjahrige kdnnten nicht nur Gber das Thema Gewalt in Paarbezie-
hungen informiert, sondern auch auf die Hilfsangebote aufmerksam gemacht werden. Ilhnen wird aufge-
zeigt, wie sie sich selbst oder der Freundin/dem Freund professionelle Hilfe zukommen lassen kénnen.
Um das Thema héausliche Gewalt im Unterricht zu thematisieren, bedarf es einer zielgerichteten Infor-
mation von Lehrkraften.



Darliber hinaus ist es denkbar, weitere Beteiligte einzubeziehen. Dies kdnnten andere Behdrden,
Firmen, Gewerkschaften, Industrie- und Handelskammer sowie Krankenkassen sein. Letztlich
ware auch zu Gberlegen, inwieweit Blrgerschaftliches Engagement fir Praventionsprojekte in Betracht
gezogen werden kann.

Die Kreisarbeitsgemeinschatft Hilfen gegen héusliche Gewalt wird den Aspekt der Pravention aufgreifen
und konkrete Schritte zur Erreichung der Zielgruppen erdrtern.

Il. 4 Fachliche Fortbildung

Die Kreisarbeitsgemeinschaft wird versuchen, fiir die im Netzwerk arbeitenden Fachkréften in den Be-
hérden und den Beratungsstellen fachliche Fortbildungen zu initiieren. Dies kénnte ein Fachtag fiir alle
Helfer bei hauslicher Gewalt sein, der einerseits fachliche und rechtliche Informationen beinhaltet, ande-
rerseits den Austausch von Erfahrungen ermdglichen soll. Ziel eines solchen Fachtags soll die Verbes-
serung der Hilfen bei hauslicher Gewalt sein. Hierzu bedarf es kompetenter Referenten.

Zur Zielgruppe gehoren Mitarbeiter in den Ordnungs-, Sozial- und Auslanderamtern, den Beratungs-
stellen, den Frauenh&ausern, den Sozialen Diensten sowie Familienhelferinnen, Hebammen und Frauen-
bzw. Kinderéarzte, das Personal in der Notaufnahme der Kliniken, den Opferberatern (Nachsorge-
dienste, Opferschutzhelfer, Zeugenbegleiter usw.). Die Ergebnisse eines Fachtags oder Workshops
zum Thema Hilfen gegen hausliche Gewalt sollten pressewirksam verdffentlicht werden.

Ill. Intervention kraft gesetzlichen Auftrages

Ill. 1 Polizeivollzugsdienst

lll. 1.1 Ziele polizeilichen Einschreitens

Verhinderung von (weiteren) Gewalttatigkeiten/Gewalteskalationen
Schutz und Sicherheit der Opfer

Konsequente Strafverfolgung

Achtung von Gewalt als Mittel der Konflikthandhabung

Starkung des Vertrauens der Bevélkerung in die Polizei
Verbesserungen der Kooperationen aller mit der Thematik befassten
Personen/Einrichtungen

Ill. 1.2 Polizeiliche MaBnahmen im Uberblick

Gefahrenabwehr

Als mogliche MalRhahmen kommen in Betracht:
- Streitschlichtung

- Gewahrsamnahme

- Platzverweis

- Gefahrderansprache

- Beschlagnahme des Wohnungsschliissels

Strafverfolgung

- Beweissicherung des subjektiven/objektiven Tatbefundes

- Strafprozessuale MalRnahmen (z. B. vorlaufige Festnahme/ Beschlagnahme/ Vernehmung/Entbindung
von der arztlichen Schweigepflicht)

- Anzeigenvorlage an die Staatsanwaltschaft

Verfahrensablauf bei Platzverweisen

Voraussetzung fur einen Platzverweis ist, dass auf Grund der aktuellen Sachlage Tatlichkeiten zu
erwarten sind, die in erheblichen Umfang hochrangige Rechtsguter (Leib, Leben, Freiheit, sexuelle
Selbstbestimmung) beeintrachtigen. Dies ist nicht der Fall bei Beleidigung. Der Platzverweis muss nach
den polizeilichen Grundsatzen erforderlich, geeignet und angemessen sein, die Gefahr zu beseitigen.
Erforderlich ist der Platzverweis, wenn auf andere Weise, insbesondere durch Zuhilfenahme eines
Gerichtes, die akute Gefahr von tatlichen Auseinandersetzungen nicht beseitigt werden kann, z. B. zur
Nachtzeit. (Quelle: Innenministerium Baden-Wirttemberg — Platzverweisverfahren in Fallen Hauslicher
Gewalt).



Dem Betroffenen ist mitzuteilen, auf welchen raumlichen Bereich sich der Platzverweis erstreckt. Seine
Wohnungsschlissel sind sicherzustellen und ggf. zu beschlagnahmen. Dem aus der Wohnung Verwie-
senen ist Gelegenheit zu geben, dringend bendtigte Gegensténde des persénlichen Bedarfs mitzuneh-
men. Die weitere Anschrift bzw. Erreichbarkeit ist festzuhalten, ggf. ist ein Zustellungsbevollméachtigter
zu bestimmen. Das ,Taterinformationsblatt” fur den Betroffenen sowie der Flyer der Mannerinterven-
tionsstelle der Sozialberatung Stuttgart e. V. sind — soweit moglich - auszuhandigen.

Dem Opfer ist Inhalt und Bedeutung des erfolgten Platzverweises darzulegen und zu erlautern. Ebenso
sind VerhaltensmalRnahmen fur den Fall der Nichteinhaltung des Platzverweises zu besprechen, hierzu
ist ihm ein polizeilicher Ansprechpartner zu benennen. Die Unterrichtung weiterer Stellen (Notfallnach-
sorgedienst, Opferberatung, Taterberatung, Soziale Dienste) erfolgt einzelfallbezogen.

lll. 1.4 Kooperationen

Kreisarbeitsgemeinschaft und Runder Tisch Hausliche Gewalt

Die Polizeidirektion Esslingen wird in der Kreisarbeitsgemeinschaft ,Hilfen gegen hausliche Gewalt* und
zusétzlich beim Runden Tisch ,H&ausliche Gewalt" in der Stadt Esslingen durch das Sachgebiet Préven-
tion/kriminalpolizeiliche Beratungsstelle vertreten.

Opferberatung und Opferschutz
Wurde das Einversténdnis zur Datenweitergabe erteilt, werden Vor- und Familiennamen sowie die
Wohnanschrift und Erreichbarkeit des Opfers zeitnah an die zustandige Opferberatung weitergeleitet.

Kinder als Zeugen und Opfer héuslicher Gewalt

Sind Kinder bei Hauslicher Gewalt betroffen oder anwesend, hat durch die Polizei eine férmliche
Mitteilung an Soziale Dienste und Jugendamt zu erfolgen. Im Einzelfall sind SofortmalZnahmen zum
Schutz von Kindern zu treffen. Eine Meldung soll auch dann erfolgen, wenn sich der Verdacht einer
Kindeswohlgeféahrdung nicht zweifelsfrei belegen lasst.

Ill. 2 Ortspolizeibehdrde

. 2.1 Ziele

e Verhinderung von (weiteren) Gewalttatigkeiten

e Schutz und Sicherheit der Opfer

e Schaffen eines Zeitfensters (Dauer Platzverweis) fiir die Inanspruch-
nahme weiterer OpferschutzmafRnahmen

e Achtung von Gewalt als Mittel der Konflikthandhabung

e Sensibilisierung von Opfer und Tater Gber Beratungsmdglichkeiten

e Verbesserungen der Kooperationen aller mit der Thematik
befassten Personen/Einrichtungen

ll. 2.2 MaRnahmen im Uberblick

Opferanhorung

Tateranhorung

Platzverweis

Evtl. Unterbringung des Téaters zur Verhinderung der Obdachlosigkeit

Information Tater und Opfer Gber Beratungsmoglichkeiten

Kontaktaufnahme zu anderen im Verfahren beteiligten Institutionen

(Polizei, Jugendamt, Amtsgericht, Opferberatung, Taterberatung, Soziale Dienste...... )

lll. 2.3 Kooperationen

Kreisweiter Runder Tisch Hausliche Gewalt
Die Ortspolizeibehdrden sind in der KAG durch eine Mitarbeiterin des Ordnungsamts der GrofR3en
Kreisstadt Esslingen vertreten.

Ortliche Kooperationen
Angestrebt wird ein enges vernetztes Zusammenarbeiten der verschiedenen Institutionen auf drtlicher
Ebene auf Grundlage der Ergebnisse des kreisweiten Runden Tisches.



Ill. 3 Soziale Dienste / Kreisjugendamt

lll. 3.1 Ziele und Angebote

Die Sozialen Dienste und das Kreisjugendamt unterstiitzen die durch hausliche Gewalt und im Rahmen
des Platzverweises betroffenen Familien, Kinder und Jugendlichen mit folgenden Zielen:

o weitere Gewalterfahrungen fur Kinder und Jugendliche. zu vermeiden

die Gewalterfahrungen bei Kindern und Jugendlichen zu verarbeiten

wenn notwendig den Kindern und Jugendlichen einen geschiitzten Rahmen bieten

die familidre Situation zu entspannen

konstruktive Lésungen bezliglich des Sorge- und Umgangsrechts zu erarbeiten

Aus den Angeboten der Sozialen Dienste und des Kreisjugendamts sind fuir den Bereich Hausliche
Gewalt besonders relevant:

e Kriseninterventionen und Krisenberatung

Beratung von Kindern und Jugendlichen in Konflikt- und Notlagen

Inobhutnahme, wenn Kinder und Jugendliche darum bitten, und im Gefahrdungsfall

Beratung in Fragen der Erziehung

Beratung und Vermittlung bei Trennung und Scheidung

Vermittlung weiterer Unterstiitzungsangebote und erzieherischer Hilfen

Diese Angebote sind fir die Betroffenen freiwillig. Nach einer Meldung tber hausliche Gewalt wird die
Gefahrdungslage der betroffenen Kinder im Team eingeschétzt und ein Kinderschutzbogen ausgefillt,
der weitere Handlungsmadglichkeiten abzuklaren hilft. Halt das Team zur Abwendung einer Gefahrdung
des Kindeswohls das Tatigwerden des Familiengerichts fur erforderlich, so hat es das Gericht anzu-
rufen. Dies ist in der Regel dann der Fall, wenn die Sorgeberechtigten die Gefahrdung des Kindes nicht
selbst oder mit geeigneter Hilfe abwenden kénnen.

Die Sozialen Dienste und das Kreisjugendamt werden im Rahmen der 88 8a, 17, 18, 50 und 42 SGB
VIII sowie dem § 49a FGG tatig. Ggf. bieten Sie weitergehende Hilfen gemaR der 88 27 ff. SGB VIl an.

lll. 3.2 Kooperation mit anderen beteiligten Stellen

o Das Amt fur Soziale Dienste und das Kreisjugendamt sind Teilnehmer der KAG ,Hilfen gegen
hausliche Gewalt* und rund um die Uhr besteht eine Mdglichkeit zur Inobhutnahme.Tagsuber ist
wahrend der Dienstzeiten bei Krisen immer ein Ansprechpartner bei den Sozialen Diensten erreich-
bar. Nachts und am Wochenende gibt es eine Rufbereitschaft. Die Polizei kann nach Rucksprache
mit der Rufbereitschaft Inobhutnahmen durchfiihren. Inobhutnahmeméglichkeiten gibt es sowohl in
daflr besonders ausgewahlten Familien als auch in der zentralen Inobhutnahmestelle einer
Jugendhilfeeinrichtung.

e Die Sozialen Dienste kooperieren mit den anderen beteiligten Stellen im Einzelfall mit dem Ziel,
konstruktive Lésungen fur die betroffenen Kinder und Familien zu entwickeln. Dies beinhaltet, dass
auch die Tater, so sie Eltern sind, in ihrer elterlichen Verantwortung nicht ausgegrenzt werden.

e Die Sozialen Dienste arbeiten regelmafig und abgestimmt mit den Familiengerichten, Polizei-
dienststellen und Beratungsstellen im Landkreis zusammen.

Ill. 4 Staatsanwaltschaft

lll. 4.1 Verfahrensablauf

Strafverfolgung ist gemeinsame Aufgabe von Staatsanwaltschaft und Polizei. Sie sind dabei an das
.Legalitatsprinzip* gebunden, d. h. sie sind unter strafrechtlichen Gesichtspunkten zum Einschreiten
verpflichtet, wenn fur verfolgbare Straftaten ,zureichende tatséchliche Anhaltspunkte® (8 152 Abs. 2
StPO) vorliegen. Der so umschriebene so genannte Anfangsverdacht ist zwingende Voraussetzung
staatsanwaltschaftlicher Ermittlungen. Er setzt in jedem Einzelfall eine Priifung in rechtlicher und tat-
séachlicher Hinsicht voraus.

Generell gilt, dass die Polizei, die bei Straftaten im sozialen Nahraum regelméRig zunachst und zeitnah
beruhrt ist, auch bei solchen Lebenssachverhalten nach dem Legalitatsprinzip stets zur Einleitung von
Ermittlungen und zur Weitergabe der Akten an die Staatsanwaltschaft verpflichtet ist. Dies gilt selbst-
verstandlich auch, soweit sie im Rahmen eines Platzverweisverfahrens von Straftaten Kenntnis erhélt,
selbst wenn es den Opfern mit ihrer Anzeigeerstattung oftmals nicht um die Bestrafung des Taters geht,
sondern sie sich nur irgendeine Art der Hilfe oder Lésung der Gewaltsituation erhoffen.

Nach Aktenvorlage, die in dringenden Einzelféllen auch per Fax und nach telefonischer Vorabsprache
erfolgen kann, wird bei der Staatsanwaltschaft geprift, ob ein fiir eine Verurteilung ausreichender Tat-
verdacht durch die Ermittlungen erhértet werden konnte; gegebenenfalls konnen von der Staatsanwalt-
schaft nochmals Nachermittlungen durch die Polizei oder die Gerichtshilfe bei Neustart veranlasst wer-
den.



lll. 4.2 Kooperationen

Aus Sicht der Staatsanwaltschaft Stuttgart ist die vernetzte Zusammenarbeit aller beteiligten Institutio-
nen in Fallen hauslicher Gewalt sinnvoll und zur Abwendung weiterer Ubergriffe oft Erfolg versprechen-
der als eine isolierte Bearbeitung im Rahmen des herkdmmlichen strafrechtlichen Sanktionensystems.
Aus diesem Grund ist es auch das Anliegen der Staatsanwaltschaft Stuttgart, bei Tatern hauslicher
Gewalt mit den Mitteln der Strafprozessordnung verstarkt auf Beratung und Therapie hinzuwirken.

Die Staatsanwaltschaft Stuttgart ist daher ausdriicklich daran interessiert, dass auf lokaler oder regio-
naler Ebene neben dem bisher schon bestehenden Beratungs- und Therapieangebot auch neue Bera-
tungsformen speziell fur den unter dem Schlagwort ,hausliche Gewalt" erfassten Problemkreis (z. B.
Anti-Gewalttraining, soziale Trainingskurse o. &.) eingerichtet werden. Bereits im friilhen Stadium soll
kompetent abgeklart werden, welche weiteren Mal3nahmen im Sinne der Pravention fur Tater und
Sicherheit fur Opfer indiziert erscheinen. Derartige Bemiihungen werden ausdrtcklich begrif3t und
unterstitzt. Es ist beabsichtigt, diese neuen Angebote bei entsprechenden Taterpersénlichkeiten im
Rahmen des rechtlich Mdglichen verstérkt zu nutzen und auf die Verfahrensbearbeitung mit Erteilung
derartiger Auflagen besonderes Gewicht zu legen.

Am 01.01.2007 wurden die Aufgaben der Bewéahrungs- und Gerichtshilfe vom Justizministerium Baden-
Wirttemberg auf einen freien Tréager, der Neustart GmbH, Gibertragen. Mit der Durchfiihrung der Aufga-
ben wird die Gerichtshilfe von der Staatsanwaltschaft Stuttgart beauftragt und tatig.

1.5 Amtsgericht — Familiengerichtliches Verfahren

lll. 5.1 Antragstellung

Seit dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Verbesserung des zivilgerichtlichen Schutzes bei Gewalttaten
und Nachstellungen sowie zur Erleichterung der Uberlassung der ehelichen Wohnung (kurz Gewalt-
schutzgesetz = GewSchG) am 01.01.2002 bestehen grundsétzlich zwei Mdglichkeiten fir Opfer haus-
licher Gewalt, sich langerfristig die Nutzung der Wohnung zu sichern. Beiden Verfahrensvarianten ist
gemeinsam, dass sie nur auf Antrag eingeleitet werden kdnnen, also nicht von Amts wegen und die
Antragsteller die volle Beweislast tragen. Da die Verfahren komplex sind, empfiehlt es sich, sich anwalt-
lich vertreten zu lassen. Die nachfolgenden Ausfiihrungen beschranken sich im Wesentlichen auf die
Falle, in denen sich das Opfer noch in der Wohnung befindet, der Tater jedoch durch polizeiliche An-
ordnung zeitlich befristet bereits sein Wohnrecht verloren hat.

lll. 5.2 Verfahren nach dem GewSchG

Das GewSchG eroffnet fir alle von Gewalt oder Bedrohungen betroffenen Personen eine umfassende
zivilrechtliche Schutzmdéglichkeit. Das Neue gegeniber der friiheren Rechtslage ist, dass nicht nur
verheiratete Personen, sondern alle Opfer nach dem GewSchG Antrage stellen kénnen. Das Gericht
kann gem. § 1 GewSchG auf Antrag zeitlich befristet die erforderlichen SchutzmafRnahmen treffen,
insbesondere folgende Verbotsanordnungen gegen den Téater treffen:

¢ Wohnung des Betroffenen betreten

Néahere Umgebung des Betroffenen betreten bzw. sich dort aufzuhalten

Bestimmte Orte (Arbeitsplatz, Schule etc.) aufsuchen

Kontaktaufnahme uber Fernkommunikationsmittel (Telefonterror)

Sonstige Zusammentreffen des Taters mit dem Opfer

Nach § 2 GewSchG besteht zusatzlich die Mdglichkeit, dem Opfer eine mit dem Tater gemeinsam ge-
nutzte Wohnung zur alleinigen Nutzung zuzuweisen. Allerdings ist diese Wohnungszuweisung zumin-
dest dann zeitlich auf langstens 6 Monate befristet, wenn dem Tater allein oder gemeinsam mit dem
Opfer nach zivilrechtlichen Vorschriften, z. B. wegen Alleineigentum oder gemeinsamem Mietvertrag,
das alleinige oder gemeinsame Nutzungsrecht an der Wohnung zusteht. Eine Verlangerung ist bei Al-
leinnutzungsrecht des Taters nur méglich, wenn das Opfer keinen angemessenen Ersatzwohnraum
findet.

Der Anspruch auf Wohnungsuberlassung ist gem. § 2 Abs. 3 GewSchG ausgeschlossen, wenn keine
weitere Gefahrdungssituation zu befurchten ist, drei Monate nach der Tathandlung verstrichen sind,
ohne dass die Wohnungsuberlassung schriftlich verlangt wurde oder sonstige schwerwiegende Belange
des Taters entgegenstehen. Zustandig fur Verfahren nach dem GewSchG sind in der Regel die Amts-/
Familiengerichte, in deren Bezirk die Wohnung liegt, die zugewiesen werden soll.



lll. 5.3 Ehewohnungszuweisung

Neben den neuen Mdglichkeiten nach dem GewSchG bleibt Parteien, die miteinander verheiratet waren
oder sind, weiterhin die Mdglichkeit offen, entweder nach der Hausratsverordnung oder im Rahmen des
Scheidungsverfahrens die Zuweisung der Ehewohnung unbefristet zu beantragen. In beiden Verfah-
rensarten ist eine Eilentscheidung durch einstweilige Anordnung méglich, allerdings muss ein sog.
Hauptsacheverfahren anhéngig sein, entweder die endgultige Zuweisung der Enewohnung oder die
Ehesache, wobei im Rahmen der Ehesache Anwaltszwang herrscht.

lll. 5.4 Gemeinsamkeiten fur das Eilverfahren

Fur das Eilverfahren nach dem GewSchG, aber auch die Ehewohnungszuweisung nach bisheriger
Rechtslage, ist neben dem Antrag des Opfers erforderlich, dass dargelegt und glaubhaft gemacht wird,
dass ein Gewaltakt vorgefallen ist ( fir Verfahren nach GewSchG ) oder dass das weitere Zusammen-
leben in der Ehewohnung fur das Opfer eine unbillige Harte bedeuten wiirde. In der Regel liegt eine
unbillige Héarte dann vor, wenn es zu Tétlichkeiten gekommen ist oder das Wohl der Kinder, die in der
gemeinsamen Wohnung leben, geféhrdet wére. Zur Glaubhaftmachung reicht zwar eine eidesstattliche
Versicherung aus, jedoch ist es von Vorteil, wenn zusatzliche Beweismittel, insbesondere arztliche
Atteste oder Polizeiberichte vorgelegt werden kdnnen. Die Entscheidung Uber eine einstweilige Anord-
nung kann ohne mindliche Verhandlung, also sehr schnell ergehen. Das Hauptsacheverfahren, in dem
eine endgiiltige Entscheidung ergehen soll, lauft gesondert ab.

lll. 5.5 Zusammenfassung

Das GewSchG hat die Rechtslage insbesondere fir nichteheliche Lebensgemeinschaften, aber auch
fir ZusatzmaBnahmen (8 1 GewSchG) deutlich verbessert. Werden prézis formuliert Antrdge noch wah-
rend der Dauer eines Platzverweises unter Vorlage entsprechender Unterlagen der Polizei und der
Ortspolizeibehorde eingereicht, kann eine schnelle Entscheidung des Familiengerichts mit hoher Wahr-
scheinlichkeit zugesichert werden.

IV. Psychosoziale Interventionen

IV.1. Krisenbegleitung in der Akutsituation

Der Notfallnachsorgedienst des Deutschen Roten Kreuzes, Kreisverband Esslingen e. V. steht rund um
die Uhr mit ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen fir Krisenbegleitungen zur Verfligung und kann von der
Polizei in Akutsituationen bei hduslicher Gewalt hinzugezogen werden. Dieses Hilfsangebot ist
kurzfristig einsetzbar und zeitlich auf die Akutkrise beschrankt. Die Mitarbeiter/-innen sind geschult im
Umgang mit akuten Krisen und traumatischen Erlebnissen.

IV.1.1 Ziele
- Emotionale Zuwendung und menschliche Ansprache fir die Opfer
- psychische Stabilisierung der Betroffenen in der Akutsituation
IV.1.2 Aufgaben

- Psychosoziale Erstbetreuung der Betroffenen

- Informationen Uber die polizeilichen MaRnahmen

- Linderung der Auswirkungen der erlebten Gewalt

- Information Uber und Vermittlung von weitergehender Hilfe

- Ggf. Organisation von Unterbringung (z. B. ins Frauenhaus), Verpflegung, Bekleidung,
Transport etc.

IV. 2. Opferberatung

In Partnerschaften gibt es neben der Gewalt gegen Frau auch vereinzelt Gewalt gegen Manner. Sie
unterscheidet sich deutlich in Qualitdt und Quantitat. Frauen tragen ein weitaus grof3eres Verletzungs-
risiko und fast ausschlief3lich sind Frauen Opfer schwerer korperlicher Gewalt und sexueller Gewalt.
Werden Méanner Opfer hauslicher Gewalt, tragen sie meist nicht so schwere korperlichen Verletzungen
davon, ihre Hemmschwelle, sich mit einer Unterstiitzungsanfrage nach auRen zu wenden, ist jedoch
mindestens so grol3, wenn nicht noch hdher.

Fur den Beratungsbedarf der wenigen Manner als Opfer muss ein entsprechender Ansprechpartner
(evtl. WeiRRer Ring e. V.) festgelegt werden.



Im Folgenden wird die Arbeit mit den Frauen als Opfer konzeptionell beschrieben, da sie den grof3ten
Teil in der Realitdt ausmachen.

IV. 2.1 Ziele

e Orientierung in der Lebensplanung nach einer Gewalteskalation
Ausbau von Schutz und Sicherheit der Frau und ihrer Kinder
Personliche Ressourcen beleben

Handlungsféahigkeit stérken

Vermittlung weiterfiilhrender Hilfen

IV. 2.2 Aufgabenubersicht

e Krisenintervention

e Information Uber Rechte und Mdglichkeiten, dies sind im Einzelnen:
- Information Uber die polizeilichen MalRhahmen
- Information Uber zivilrechtliche Ma3nahmen zum Schutz vor weiterer Gewalt
- Information tiber Strafverfahren
- Information tiber existenzsichernde und umgangsrechtliche Fragen

e Information tber seelische und koérperliche Auswirkungen von erlebter
psychischer, physischer und sexualisierter Gewalt

e Ressourcenarbeit durch Starkung der Selbsthilfekrafte und des Selbstwertes

e Erstellen eines personlichen Sicherheits- und Handlungsplanes bei starker
Gefahrdung, evitl. Weitervermittlung an andere Stellen

e Eventuell Begleitung zu Arztinnen, Anwaltinnen, Gerichten, u. a.

e Gruppenangebot fir Frauen mit Gewalterfahrungen

o Kooperation und Vernetzung mit allen anderen beteiligten Stellen und Institutionen

Die Beratung der Frauen erfolgt
zeitnah zum Gewaltgeschehen
wohnortnah

pro-aktiv

durch weibliche Beraterinnen
parteilich und ergebnisoffen
kostenlos

Die Beratungsgesprache kdnnen

o telefonisch

e im personlichen Gesprach oder

e in Einzelfallen in Hausbesuchen stattfinden

Die Beraterinnen brauchen

o Kenntnisse Uber die Gewaltdynamik in Misshandlungsbeziehungen

e Kenntnisse Uber Traumatisierungsablaufe, Traumafolgestérungen und
Stabilisierungstechniken

¢ Rechtliche Kenntnisse

IV. 2.3 Ausfihrliche Aufgabenbeschreibung

Zielgruppe

Die Opferberatung wendet sich an Personen, die von hauslicher Gewalt und Stalking betroffen sind und
zu deren Schutz polizeiliche Malinahmen wie der Platzverweis, die Ingewahrsamnahme, die Inhaftie-
rung des Taters oder wiederholte polizeiliche Streitschlichtungen getroffen wurden.

Strukturelle Vorgehensweise in der Opferberatung im Landkreis Esslingen

In den vier Polizeirevier im Landkreis Glbernehmen die Vereine Frauen helfen Frauen die Opferberatung
in Fallen hauslicher Gewalt. Die Aufgabe ist an Mitarbeiterinnen gebunden, die umfassende Kompeten-
zen in den beraterischen und rechtlichen Grundlagen zu hauslicher Gewalt besitzen. Die Beraterin ist
konkrete Ansprechpartnerin fur Betroffene, fiir Polizeibeamte sowie fur die Mitarbeiterinnen der Ord-
nungsamter und der Sozialen Dienste innerhalb der jeweiligen Polizeireviere. Die unterschiedlichen
Standorte verringern Fahrtwege zu Klientinnen sowie zu Kooperationspartnern.

Die Einzugsgebiete decken sich in den Polizeirevieren Filderstadt und Esslingen mit den dortigen Frau-
enberatungsstellen von Frauen helfen Frauen Filder und Frauen helfen Frauen Esslingen. Die Opferbe-
ratung fur die Polizeireviere Kirchheim und Nurtingen kann von Frauen helfen Frauen Kirchheim tber-
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nommen werden. Die Vertretung im Krankheits- oder Urlaubsfall kann von Kolleginnen des Tragers
oder von einer Kollegin aus dem angrenzenden Einzugsgebiet geleistet werden.

Mit der Anbindung der Opferberatung an die Fachberatungsstellen kann von den bestehenden
Ressourcen an Fachwissen und Kooperationsstrukturen profitiert werden. Fir die betroffenen Frauen ist
damit auch der Kontakt zur Fachstelle gekntipft, die sie auch in einem langeren Prozess begleiten kann.

Beratungsansatze fir die Erstberatung von Opfern hauslicher Gewalt

Viele betroffene Frauen befinden sich nach einer Gewalteskalation mit Polizeieinsatz, insbesondere
nach einem Platzverweis des Taters, in einer fir sie extrem belastenden Ausnahmesituation. Wahrend
der kurzen Dauer eines Platzverweises von ca. 14 Tagen stehen sie vor der Aufgabe, ihre Lebenssitua-
tion und die der Kinder zu tberprifen und gegebenenfalls Wege zur Veranderung einzuschlagen. Hau-
fig werden sie von der Familie oder dem Partner unter Druck gesetzt, Entscheidungen mit negativen
Konsequenzen fir den Partner zurlick zu nehmen. Durch die Krisensituation und aufgrund von
Schwellenéngsten gegenuber Beratung sind sie in der Regel nicht selbst in der Lage, ein Beratungs-
angebot aufzusuchen. Gewalterfahrungen wirken lahmend und die Betroffenen haben oft korperliche
Einschrankungen durch Verletzungen, keine psychische Energie mehr, oder eine grof3e Angst vor wei-
teren Eskalationen, wenn sie aktiv werden. Aus diesen Griinden wird der Beratungskontakt proaktiv
hergestellt. Dabei wendet sich die zusténdige Beraterin selbst telefonisch an das Opfer und bietet aktiv
Unterstlitzung an. Dieser proaktive Ansatz erfordert eine Einverstandniserklarung zur Datenweiter-
gabe (Namen, Adresse und Telefonnummer) der betroffenen Opfer, die die Polizei an die Beratungs-
stelle weitergibt.

Eine zeitnahe Beratung ist unabdingbar: Zum Einen, um Krisenintervention leisten zu kénnen, zum
Anderen, damit die Betroffenen noch vor Ablauf des Platzverweises lber die Mdglichkeiten des Gewalt-
schutzgesetzes informiert werden und bei Bedarf rechtliche Schritte einleiten kénnen, sodass ein naht-
loser Schutz gewahrleistet ist.

Die personliche Lebenssituation, die den Hintergrund fiir die Beratung bildet, ist gepragt durch das Alter
der Betroffenen, durch ihre familiare, berufliche, gesundheitliche und soziale Situation, durch kulturelle
Einflisse, durch die Dauer der Partnerschaft, Haufigkeit sowie Intensitat der Gewalt durch den Partner
und durch vorangegangene individuelle Strategien, die Gewalt in der Beziehung zu beenden. Opfer
hauslicher Gewalt bilden keine homogene Gruppe. Ihre Wiinsche in Bezug auf Beratung fallen sehr
unterschiedlich aus. Dies erfordert von den Beratenden eine ergebnisoffene Haltung und eine sorgfal-
tige Abklarung der Anliegen. Durch das gemeinsame Herausarbeiten individueller Wege sowie das
Aufzeigen der rechtlichen Méglichkeiten, hdusliche Gewalt zu beenden, kénnen betroffene Frauen und
Manner ermutigt werden, Wege zur Veranderung einzuschlagen. Oberste Prioritat in der Beratung stellt
die Frage dar, wie Betroffene sich und eventuell ihre Kinder in Zukunft vor weiterer Gewalt schiitzen
kénnen. Die Erstellung eines , persdnlichen Sicherheitsplanes” beinhaltet neben dem Aufzeigen
rechtlicher Hilfen, auf welche sie im Notfall zurtickgreifen kdnnen, die Starkung individueller Ressour-
cen, die helfen, zu ihrer eigenen Sicherheit beizutragen. Betroffene Frauen missen aul3erdem uber die
Moglichkeit des Schutzes in einem Frauenhaus informiert werden, wenn sie eine weitere Bedrohung als
sehr hoch einschéatzen.

Die Betroffenen bendtigen als Grundlage fur ihre Entscheidungen juristische Informationen Uber die
Madglichkeit der gerichtlichen Wohnungszuweisung und weitere Schutzanordnungen des Gewaltschutz-
gesetzes, sowie Informationen zur Strafverfolgung. Dariiber hinaus kénnen Informationen tber auslan-
derrechtliche Fragen, Uber die finanzielle Situation nach einer Trennung, sowie zu Sorgerechtsangele-
genheiten und die Situation der Kinder auf3erordentlich wichtig sein, um Entscheidungen fiir das zu-
kiinftige Leben treffen zu kénnen.

Im Zentrum der Beratung steht das individuelle Erleben der Gewaltbeziehung, sowie die persodnliche
Starkung. Ein parteilicher Beratungsansatz stellt die Sichtweise, Winsche und Interessen der
Betroffenen in den Mittelpunkt. Eine Beratung durch weibliche Beraterinnen ist bei dieser Thematik sehr
wichtig.

IV. 2.4 Kooperationen

Neben der Aufgabe der Erstberatung fur Opfer hduslicher Gewalt dienen die beteiligten Beratungs-
stellen auch als Drehscheibe zwischen Gewaltopfern und den unterschiedlichen Einrichtungen und
Institutionen des Landkreises Esslingen, die sich dieser Problematik annehmen.
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Kooperation mit der Polizei

Opfer hauslicher Gewalt werden durch den Polizeivollzugsdienst und Uber einen Flyer Giber das Unter-
stutzungsangebot informiert. Datenschutzbestimmungen machen eine Einverstandniserklarung zur
Weitergabe der Kontaktdaten der Betroffenen an die Beratungsstellen erforderlich. Diese wird vom Poli-
zeivollzugsdienst eingeholt und sofort an die zusténdige Beratungsstelle weitergeleitet. Im Einzelfall
nehmen die Beraterinnen mit den Polizeibeamten Kontakt auf, um Fragen tber die polizeiliche Maf3-
nahme und deren Konsequenzen fir die Betroffenen zu klaren. Bei Fortbildungen der Polizei im Kreis
stellen Beraterinnen regelméRig das Beratungsangebot fur Opfer hauslicher Gewalt vor.

Kooperation mit den Ordnungsamtern

Sofern eine Betroffene zum Zeitpunkt des Polizeieinsatzes mit der Einwilligung zur Datenweitergabe
Uberfordert ist, informiert das zustandige Ordnungsamt das Opfer Uiber das Beratungsangebot und den
Zweck der Einwilligungserklarung und holt diese gegebenenfalls nachtraglich ein. Die Beraterinnen
stehen mit den Mitarbeitern des Ordnungsamtes bei Fragen Uber Befristung oder Verlangerung des
Platzverweises, sowie bei Notwendigkeit des Erlasses von Schutzanordnungen wéhrend des Platz-
verweises in Kontakt.

Kooperation mit Hilfen fur Kinder und Jugendliche

In den Beratungsgesprachen wird der Mutter aufgezeigt, dass es auch spezifische Hilfsangebote fur
ihre Kinder gibt. Hierbei wird insbesondere auf die Angebote der Psychologischen Beratungsstellen fur
Familie und Jugend und auf die ambulanten erzieherischen Hilfen der Sozialen Dienste und des
Jugendamts verwiesen. Diese Institutionen kdnnen fur die Mutter Beratung und Hilfen, wie auch fir die
Kinder therapeutische und/oder sozialpddagogische Unterstiitzung anbieten bzw. vermitteln. Die Opfer-
beratung kann so entsprechende ,Briicken“ zu weitergehender Beratung und Hilfe fir Mutter und Kinder
bauen. Auch wird eine Zusammenarbeit mit den Sozialen Diensten und dem Jugendamt notwendig,
wenn es ums Sorge- und Besuchsrecht geht.

Kooperation mit der Justiz

Es besteht ein Kontakt zwischen den Beraterinnen und einzelnen Rechtsanwalten. Schnelle Wege wer-
den dadurch mdglich, sodass Betroffene kurzfristig rechtsanwaltliche Beratung erhalten kbnnen. Warte-
zeiten werden vermieden, sodass eine Antragstellung bei Gericht ziigig erfolgen kann. Die Kooperation
zu Richtern, sowie zur Staatsanwaltschaft muss noch ausgebaut werden.

Kooperation mit der M&nnerberatung
Eine Kooperation mit der Mannerinterventionsstelle kann dann erfolgen, wenn die Frau dies wiinscht
und als sinnvoll in ihrem Verarbeitungsprozess des Gewalterlebens bewertet.

IV.3 Taterberatung

Einfuhrung

Die Sozialberatung Stuttgart als Trager der Mannerinterventionsstelle (MIS) Esslingen bietet ein struktu-
riertes Beratungs- und Gruppenangebot fir Manner an, die in ihrem Familiensystem bei Konflikten mit
h&uslicher Gewalt reagieren und die Opfer (Frauen wie Kinder) verletzen oder dauerhaft schadigen.
Diese Tater werden durch die Polizei vor Ort, von den Ordnungsamtern, den Justizorganen, anderen
psycho-sozialen Beratungsstellen und von den Sozialen Diensten an die MIS verwiesen. Die MIS bietet
Beratungsstunden bzw. die Vermittlung in weitergehende Hilfen und/oder die Teilnahme an einem
Gruppentraining in Esslingen an.

IV. 3.1 Ziele

Hauptziele sind der Schutz des Opfers und das sofortige Beenden der hauslichen Gewalt.

Weitere Leitziele sind:

e Die Manner sollen befahigt werden, Verantwortung fiir inr Leben und ihr Handeln, auch bezogen auf
den sozialen Kontext, zu tlbernehmen.

e Unsere Beratung und Unterstiitzung verstehen wir ausdrticklich als Beitrag zum sozialen Frieden
sowohl im gesellschaftlichen als auch im familiaren Kontext.

e Eine zeitnahe Einstellungsveranderung - auch im Sinne einer Rickfallvermeidung - erfordert eine
Auseinandersetzung mit der Tat und deren Folgen.

e Praktizierter Opferschutz muss eine tatnahe Intervention bis zur Inanspruchnahme weiterer
MaRnahmen beinhalten.
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Konkret bedeutet dies, dass die Gewaltspirale in der Familie nachhaltig unterbrochen wird und die ge-
walttatigen Méanner jetzt sensibilisiert das Risiko von Wiederholungstaten erkennen. Die M&nner sollen
die Verantwortung fur ihre Taten mit dem Ziel der Verhaltensanderung tibernehmen. Rechtfertigungs-
strategien werden konsequent aufgedeckt. Dazu muss die Opferperspektive eingenommen werden,
sonst kann sich keine Empathie fiir das Opfer und/oder die beteiligten Kinder entwickeln. Die Tater
reflektieren ihre eigenen Grenzen; die von anderen sollen sie erkennen und akzeptieren. Die Manner
lernen in der Auseinandersetzung mit der eigenen Mannerrolle sich selbst zu hinterfragen bzw. zu ver-
andern. Dabei entwickeln sie fur kiinftige Konfliktsituationen alternatives sozial kompetentes Verhalten,
um gewaltfrei handeln zu kénnen.

IV. 3.2 Ausfihrliche Aufgabenbeschreibung

Das Projekt Taterberatung im Kreis Esslingen wird seit Sommer 2006 mit einem Stellenanteil von 0,1
durch die Mannerinterventionsstelle Esslingen geleistet und tber Eigenmittel der Sozialberatung
Stuttgart e. V. bis Ende 2008 finanziert.

Ausschlusskriterien:

e Sprachschwierigkeiten bei fehlenden Deutschkenntnissen

e nicht behandelte chronische Alkohol- und Drogenabhéangigkeit sowie andere psychische
Erkrankungen

Strukturelle Vorgehensweise in der Taterberatung im Kreis Esslingen

Fur die Arbeit von Polizei, Ordnungsamt und Justizbehdrden ist eine fest verortete, verbindlich arbei-
tende und klar strukturierte Interventionsstelle unabdingbar, die in Absprache mit den vorgenannten

Institutionen Weisungsmalnahmen bzw. auferlegte Beratungsgesprache durchfiihrt und die sich mit
allen am Interventionsprozess beteiligten Institutionen riickkoppelt.

Beratungsansétze fur die Beratung von Tatern

Unter Hauslicher Gewalt wird in diesem Zusammenhang die Gewalt von Mé&nnern gegen ihre (Ex-)
Partnerinnen und/oder ihre Kinder bzw. andere Angehdérige in Partnerschaften, Familien, Wohngemein-
schaften und Hausgemeinschaften verstanden, wohl wissend, dass damit nur ein Ausschnitt aus dem
gesamten Bereich von Gewalt im sozialen Nahraum betrachtet wird. Als Gewalt wird jede zielgerichtete
Verletzung der seelischen und koérperlichen Integritat einer anderen Person verstanden. Sie kann ernst-
hafte und lang anhaltende negative Auswirkungen auf Wohlergehen, Selbstwertgefiihl, Autonomie und
korperliche Gesundheit der geschadigten Person haben. Diese Effekte werden nicht nur durch physi-
sche Gewalt ausgeldst, sondern auch durch psychische, sexuelle, soziale, emotionale und ékonomi-
sche Gewalt, Isolation, Stalking, Bedrohung und Einschiichterung.

Mannergewalt ist haufig Teil einer generativen Gewaltkette, d. h. ein von den Eltern bzw. vom Vater
gelerntes Konfliktldsungsmuster, das in eigenen Beziehungen und Partnerschaften weitergegeben wird.
Nach unserem Menschenbild gehen wir davon aus, dass Sozialverhalten erlernt wird und deshalb auch
umgelernt werden kann.

Dissoziales Verhalten wie Gewalttatigkeit im sozialen Nahraum kann Giberwunden werden, indem ge-
waltfreies Verhalten erlernt und integriert wird. M&nnergewalt ist immer Teil eines gesellschaftlichen und
kulturellen Geschlechtersystems. Mannergewalt ist kein schichtspezifisches Problem.

Prinzipien der Taterarbeit
Grundlage der Arbeit ist ein positives Menschenbild: das gewalttatige Verhalten wird abgelehnt, jedoch
nicht die Person. Dies driickt sich in einer wertschatzenden Grundhaltung gegentber der Klientel aus.

Beratungs- und Gruppenangebot

Das Angebot umfasst einen Beratungszyklus von 6 Gesprachseinheiten (kurzfristiges Erstgesprach mit
Notfallplan und fiinf Folgeeinheiten) mit dem Ziel die Hausliche Gewalt sofort zu stoppen und die Man-
ner in eine den Problemstellungen entsprechendes Beratungs- oder Therapie- Setting zu vermitteln.
Dazu zahlt auch unser 14-wdchiges intensives Gewalt-Sensibilisierungs-Training (durchgefihrt von
zwei Fachkraften). Pro Jahr wird eine Trainingsgruppe angeboten.

IV. 3.3 Kooperationen

Taterarbeit darf nicht isoliert, sondern muss im Rahmen bestehender Interventionsstrukturen gegen
hausliche Gewalt stattfinden. Die Darstellung der Kooperationspartner bezieht sich im Folgenden auf
den Ublichen Ablauf einer Interventionskette.

Kooperation mit der Polizei

Die Polizei ist haufig die erste staatliche Institution, die in Fallen hauslicher Gewalt interveniert. Uber die
Polizeidirektion Esslingen ist sichergestellt, dass alle Polizeidienststellen und Polizeibedienstete im
Kreis Esslingen uber die Mannerinterventionsstelle Esslingen informiert sind und schon bei ihren
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Einsatzen Tater auf unsere Beratungsangebote durch Ubergabe unseres Flyers aufmerksam machen.
Auch im Zuge einer polizeilichen Vernehmung der Téater kann bzw. soll auf unser Taterprogramm hin-
gewiesen werden.

Kooperation mit den Ordnungsamtern des Kreises Esslingen

Die Ortspolizeibehdrde hat in der Interventionskette eine wichtige Rolle. Durch die Anordnung eines
Platzverweises und durch den Hinweis auf unser Taterprogramm stehen die Ordnungsédmter an einem
entscheidenden Schnittpunkt. Alle Ordnungsamter im Kreis Esslingen sind mit Flyern der MIS Esslingen
ausgestattet und verweisen auf unser Angebot.

Kooperation mit der Justiz

Hausliche Gewalt ist kein Antrags-, sondern ein Offizialdelikt. Die Staatsanwalte bzw. die Richterinnen
der Familien- und Amtsgerichte im Kreis Esslingen sprechen im Rahmen ihrer Tatigkeit Auflagen oder
Weisungen zur Teilnahme an unserem Beratungsangebot bzw. Gruppentraining aus. Das Taterpro-
gramm hat sich als qualitative Alternative etabliert und wird von der Justiz als sinnvolle Ergénzung zu
existierenden Sanktionsmdglichkeiten gesehen und genutzt. Die Justizorgane sind bei den zugewie-
senen Mannern immer tUber Beginn, Abbruch, Ausschluss und/oder Abschluss einer Beratung bzw.
eines Trainings informiert.

Kooperation mit den regionalen Opferberatungsstellen

In Hinblick auf Sicherheitsaspekte ist die Weitergabe von Informationen (Beginn, Abbruch, Ausschluss
und Abschluss der MaBhahme und ggf. aktuelle Gefahrdungssituationen) an die zustandige Opferhilfe-
einrichtung notwendig. Die Opferhilfeeinrichtungen sollen das Opfer Giber Angebote der MIS Esslingen
informieren. Im Sinne des Opferschutzes ist eine enge Zusammenarbeit zwischen den Opferhilfeein-
richtungen und der MIS Esslingen anzustreben und gemeinsam konzeptionell weiterzuentwickeln.

Zusammenarbeit mit Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe

(Soziale Dienste, Jugendamt, freie Trager der Erziehungshilfe)

Kinder sind von Gewalt im h&uslichen Bereich grundsatzlich mit betroffen. Die Mitarbeiterinnen/
Mitarbeiter der Jugendhilfe werden Uber die Arbeit und Inhalte des Taterprogramms informiert. Die
Sozialen Dienste und das Jugendamt kénnen in Fallen hauslicher Gewalt als staatliches Organ auf den
Tater einwirken, sich an eine Taterberatungseinrichtung zu wenden. Auch kann die Teilnahme des
Mannes am Téterprogramm ein Bestandteil von Hilfeplanvereinbarungen sein. Im Sinne des
Kinderschutzes ist es notwendig, mit der Kinder- und Jugendhilfe eng vernetzt zu arbeiten.

Kooperation mit Fachberatungsstellen

Die Vielfalt der Beratungsfalle beziglich der Heterogenitat der Manner (unterschiedliche soziale
Schichtung, Migranten, kultureller Hintergrund, Altersgruppen, etc.) und der betroffenen Familien-
systeme (Frauen, Kinder, Verwandte, etc.) fordern ein flexibles und mit unterschiedlichen Hilfesystemen
abgestimmtes Handeln. Im weiteren Beratungsverlauf werden Anschlusshilfen bei den bestehenden
psycho-sozialen Einrichtungen im Kreis Esslingen angeboten.

IV. 4 Kinder als Opfer

IV. 4.1 Bestandsaufnahme von Angeboten im Landkreis Esslingen

Derzeit gibt es keine expliziten Angebot fir Kinder, die von hduslicher Gewalt betroffen sind. An den
Psychologischen Beratungsstellen und Fachberatungsstellen werden Kinder nach Gewalterfahrung im
Rahmen der bestehenden Beratungsangebote begleitet. Dies geschieht in Form der Einzelberatung/
Begleitung oder in Gruppen. An allen Beratungsstellen stehen Mitarbeiterinnen mit Fachkenntnissen in
der traumatherapeutischen Arbeit bereit.

IV. 4.2 Die Situation betroffener Kinder

Hausliche Gewalt oder genauer — Partnerschaftsgewalt — flhrt zu einer Destabilisierung des gesamten
Familiensystems. Die gesamte Familie befindet sich in einer Krise. Weder der misshandelnde Vater —
zu einem hohen Prozentsatz ist er der Gewalt ausiibende Elternteil — noch die misshandelnde Mutter
sind in der Lage, die Situation der Kinder angemessen im Blick zu behalten.

In der Mehrzahl von Partnerschaftsgewalt (ca. 70%) sind Kinder und Jugendliche mit betroffen. Sie sind
dem Geschehen schutzlos und ohnmichtig ausgeliefert. Uber ihr Miterleben hinaus werden sie auch
haufig selbst Opfer direkter kdrperlicher und/oder seelischer Misshandlungen. In ihrer Not kénnen sie
sich weder an die Mutter noch an den Vater wenden. Diese sind selbst auf Unterstiitzung und aktive
Hilfe von AuRRen angewiesen. Die Situation der Kinder ist durch ein hohes Mafl3 an Verwirrung, Verun-
sicherung und Angst gekennzeichnet. Die Unliberschaubarkeit der Situation versetzt in ein gefiihls-
mafiges Chaos und einen Zustand innerer Unruhe. Beobachtete und erlebte Gewalt hat Auswirkung
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auf die emotionale, korperliche, kognitive und soziale Entwicklung der Kinder. Andauernde Gewaltaus-
Uibung kann zu schweren traumatischen Schadigungen fuhren.

IV. 4.3 Notwendige Hilfen

Hilfe von Auf3en in Form der Krisenintervention und langerfristigen Begleitung erscheinen dringend
notwendig. Entscheidend ist der zeitnahe Kontakt mit Kindern/Jugendlichen und ihren Eltern mit

e dem Angebot der Krisenberatung,

e der Abklarung und Einschatzung eines erweiterten Hilfebedarfs und

e der Vermittlung und Einleitung weitergehenden Hilfen im Bedarfsfall.

Die Erfahrungen zeigen, dass die Hilfen unterschiedliche Inhalte abdecken sollten:

e Information der Eltern tber die Reaktions- und Erlebniswelten der Kinder und
mogliche Auffalligkeiten/Symptome nach der Gewalterfahrung

¢ Rat und Hilfe bei auftretenden Erziehungsschwierigkeiten und schwer zu
bewadltigenden Alltagsanforderungen

e Raumund Zeit fir die Kinder, ihre Erlebisse verbal und nonverbal auszudriicken

IV. 4.4 Ziele

Die Beratungsangebote sollten folgende Ziele verfolgen:

e Schutz und Sicherheit der Kinder/Jugendliche vor weiterer Gewalt
Verhinderung wiederholter schwerer Traumatisierungen

Stabilisierung und Orientierungen der Krisensituation

Entlastung von belastenden Gefuihlen und Verantwortung

Vermeidung der Entwicklung posttraumatischer Belastungsstérungen mit ihren
Langzeitfolgen

e Unterstitzung bei der Beziehungsklarung und Kontaktpflege zu den Eltern

IV. 4.5 Arbeitsanséatze und Arbeitsformen

Zeitnahe Krisengesprache fur die Kinder

Orte des Zuhdrens und des kreativ schépferischen Umganges mit dem Erlebten erscheinen als vor-
dringliche Hilfe fur Kinder und Jugendliche. Dabei ist die Beschéftigung mit dem Erlebten fur die Kinder
und Jugendlichen ambivalent besetzt. Sie hilft und beruhigt zugleich. In der Praxis bedarf es des vor-
sichtigen und des behutsamen Abwégens beruhigend-stabilisierender und aufdeckender Beratungs-
elemente.

Starkung der Kinder durch Wahrnehmung ihrer subjektiven Befindlichkeit und Interessen

Das subjektive Erleben des Kindes steht im Mittelpunkt der Krisengesprache. Sie sollen von belasten-
den Geflhlen und Gbermafigem Verantwortungsgefiihl fir die Familie entlasten. Sie geben Hilfe bei der
Kontaktaufnahme und Kontaktpflege zu den Eltern.

Psychosoziale Diagnostik und Abklarung des Hilfebedarfs
Die Krisengesprache und gegebenenfalls eine psychosoziale Diagnostik sollen zeigen, ob eine Gewalt-
erfahrung der intensiven Nachbetreuung und der weitergehenden Hilfe bedarf.

Vermittlung und Einleitung weitergehender Hilfen

Uber die Feststellung der Notwendigkeit weitergehender Hilfen hinaus soll diese auch vermittelt und
eingeleitet werden. Dazu gehdrt, angemessene Hilfsangebote in Form von Einzel- oder Gruppenbe-
gleitung zu finden oder gegebenenfalls neu zu entwickeln.

IV. 4.6 Kooperation und Perspektiven

Durch eine bessere Vernetzung der bestehenden Angebote und eine Qualifizierung der Opfer- und
Taterberatung kann die Hilfsmdglichkeit auch fur die betroffenen Kinder entscheidend verbessert wer-
den. Die Frage, ob das bestehende Angebot an den Psychologischen Beratungsstellen fir Familie und
Jugend fir diese Kinder ausreichend ist, d. h. ob die Kinder nach hauslicher Gewalt durch Einzelthera-
pie oder bestehende Kindergruppen ausreichend Unterstiitzung finden oder es der Entwicklung eines
dezidiert auf diese Zielgruppe ausgerichteten Hilfsangebotes kreisweit bedarf, wird nach einer ersten
Auswertung der neuen Praxis proaktiver Beratung und Hilfe fir Opfer und Tater wieder aufzugreifen
sein.
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IV.5 Frauenhauser

IV.5.1 Ziele

Die drei Frauenhduser im Landkreis bieten Schutz und Sicherheit fir Frauen mit und ohne Kinder an,

die akut von (h&uslicher) Gewalt bedroht sind und keine andere Mdglichkeit sehen, der Gewalt zu ent-
kommen, als die hdusliche Umgebung zu verlassen. Die Frauen werden ganzheitlich unterstiitzt, eine
neue Lebensperspektive zu entwickeln.

IV. 5.2 Aufgaben im Uberblick

e Von Gewalt betroffenen Frauen und Kindern durch die Anonymitat des Frauenhauses Schutz und
Sicherheit gewahren

Beratung und Begleitung bei der Aufarbeitung der Gewaltsituation

Stabilisierung der Frauen und Kinder

Lebenspraktische Hilfestellung

Vermittlung weiterfilhrender Hilfen

Kooperation und Vernetzung der verschiedenen Beteiligten im Hilfesystem insbesondere Polizei,
Jugendamt, Rechtsanwaélte, Beratungsstellen, Opferberatung, Arbeitsagentur, u. a.
Nachsorgeangebote

IV. 5.3 Aufgabenbeschreibung

Es hat sich in der Vergangenheit gezeigt, dass trotz verbesserter Hilfsangebote und rechtlicher Inter-
ventionsmdoglichkeiten fir Opfer hauslicher Gewalt der Schutz und die Anonymitéat des Frauenhauses
doch immer wieder der einzige Weg ist, der Gewalt zu entkommen. Die Griinde sind verschieden, z. B.
dass die Angst vor dem Partner zu grof3 ist, um in der Wohnung zu verbleiben, oder die Zeit bis zu einer
Wohnungszuweisung Uberbriickt werden muss. In manchen Fallen wohnt auch die Familie des Taters
in unmittelbarer Umgebung und deckt oder rechtfertigt die Gewalttaten.

Die Aufnahme ins Frauenhaus

Im Landkreis Esslingen gibt es drei Frauenh&user, diese befinden sich in Esslingen, Kirchheim und auf
den Fildern. Der Wohnort der Frau ist nicht relevant fur die Wahl des Frauenhauses, im Gegenteil erfor-
dert die Bedrohungssituation der Frau eher eine Unterbringung in einem Frauenhaus, das gentigend
Sicherheitsabstand bietet. Die erste Kontaktaufnahme mit dem Frauenhaus erfolgt telefonisch. Hier
geht es um Abklarung, ob Platz frei ist und um eine Einschatzung der aktuellen Situation. Fragen nach
der Bedrohung, der Entfernung des Frauenhauses zum Aufenthaltsort des Mannes, der Anzahl der
Kinder und dem Mitteilen der wichtigsten Regeln im Frauenhaus sind dabei Thema. Wenn dies abge-
klart ist und Platz ist, kann die Frau kurzfristig aufgenommen werden.

Das Leben im Frauenhaus

Der Aufenthaltsort und somit die Adresse des Hauses soll geheim bleiben, auch gegeniiber Freunden
und Verwandten. Treffen missen auRerhalb und rdumlich vom Haus entfernt stattfinden. Die Frauen
leben im Haus in Selbstversorgung und eigenverantwortlich fur sich und ihre Kinder. Die Kinder werden
in umliegenden Kindergarten und Schulen untergebracht.

Die sozialpadagogische Arbeit

Schwerpunkte der Beratungsarbeit im Frauenhaus sind:
e Einzelberatung der Frauen

o Gruppenarbeit

e Arbeit mit den Kindern

Die ersten Wochen sind von zeitintensiven Gesprachen gepragt. Ziel der Gesprache ist zunéchst die
Stabilisierung der Frau, die Abklarung des Gesundheitszustandes und ihrer finanziellen Situation sowie
die Entwicklung einer Lebensperspektive. Inhalte der Arbeit mit den Frauen sind u. a. die Starkung des
Selbstwertgefiihles, die Aufarbeitung der Gewalterfahrung, lebenspraktische Hilfen sowie der Aufbau
eines Hilfenetzes.

RegelmaRig findet eine Hausversammlung statt. Hier werden Themen des taglichen Zusammenlebens,
der Umgang miteinander und die Bewaltigung von Konflikten besprochen. Erganzend gibt es immer
wieder themen- und aktionsbezogene Angebote, wie z. B. Kunsttherapie.

Fur die Madchen und Jungen im Frauenhaus braucht es eine eigene Bezugsperson, deren Aufgaben
vielféltig sind: an erster Stelle steht die Aufarbeitung des Erlebten und die Starkung des Selbstvertrau-
ens der Kinder. Dies geschieht je nach Alter der Kinder im Spiel, in Einzelangeboten, aber auch in
Gruppenangeboten. Die Sozialpadagogin ist auch in vielen erziehungspraktischen Dingen die An-
sprechpartnerin fur die Mitter.
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IV. 5.4 Kooperation

Kooperationen und eine gute Vernetzung mit der Polizei, den Sozialen Diensten und dem Jugendamt,
den Jobcentern, Auslanderamtern, Stadtverwaltungen sowie anderen Fachberatungsstellen und Institu-
tionen ist sehr wichtig und gewéhrleistet.

V. Idealtypische kooperative Vorgehensweise

1.

Die Polizei wird wegen hauslicher Gewalt gerufen und spricht einen Platzverweis aus. Sie informiert aus
polizeilicher Sicht Opfer und Tater Uber das Vorgehen und verteilt die entsprechenden Merkblatter, u. a.
die Listen mit den psychosozialen Beratungsstellen und Hilfsdiensten in der Region.

Je nach Sachlage und Notwenigkeit kann die Polizei den Notfallnachsorgedienst des Deutschen
Roten Kreuzes e. V. versténdigen, der rund um die Uhr erreichbar ist und in der Akutsituation den
Betroffenen kurzfristig menschlichen und sachkundigen Beistand leisten kann, bis ggf. Opfer- und
Taterberatung greifen (akutes Krisenmanagement).

Opfer und Tater werden explizit auf die Unterstiitzungsmaoglichkeiten der Opfer- bzw. Taterberatung
hingewiesen und um Einwilligung gebeten, notwendige Kontaktdaten an die Opferberatung bzw.
Taterberatung weitergeben zu dirfen, damit diese sich mit den Betroffenen in Verbindung setzen
kénnen. Weiterhin werden Opfer und Tater darliber informiert, dass die Sozialen Dienste der Stadt und
des Landkreises vom Geschehen informiert werden.

2.

Opfer- und Taterberatung werden proaktiv tatig und setzen sich mit den Betroffenen in Verbindung,
um sie entsprechend der vorliegenden Konzeption bei den nachsten notwendigen und sinnvollen
Schritten zu beraten und zu begleiten. Neben der psychosozialen Unterstitzung im weiteren formalen
Verfahren des Platzverweises (kurz- bis mittelfristige Zielgruppenberatung) werden mit Einver-
sténdnis der Betroffenen ggf. ,Briicken® gebaut zu weitergehender Beratung und Hilfe, was eine enge
Zusammenarbeit mit den Fachberatungsstellen und Sozialen Diensten voraussetzt.

3.

Wenn die Sozialen Dienste der Grof3en Kreisstadte und des Landkreises nach entsprechender Mittei-
lung durch die Polizei feststellen, dass die Familie dort bereits bekannt ist oder der Kontakt durch Opfer-
bzw. Taterberatung bei Bedarf mit Einwilligung der Betroffenen hergestellt wurde, stimmen sich die
Fachkrafte untereinander ab, wie den Betroffenen im Sinne einer mittel- und langfristigen Perspektive
geholfen werden kann.

Unabhangig davon werden die Sozialen Dienste des Landkreises in eigener Zustandigkeit tatig, sofern
dies aufgrund des von der Polizei mitgeteilten Sachverhalts im Sinne des Kindeswohls geboten
erscheint.

VI. AbschlieRBende Stellungnahme und Ausblick

Hausliche Gewalt ist weit verbreitet. GemaR der reprasentativen Untersuchung der Bundesregierung zu
Gewalt gegen Frauen erleidet jede vierte Frau mindestens einmal in ihrem Leben Gewalt in einer Part-
nerschaft; jede zehnte erlebt eine Misshandlungsbeziehung, die durch haufige Gewalt mit schweren
Verletzungsfolgen gekennzeichnet ist. Vergleichbare Daten zu Gewalt gegen Manner in Partnerschaf-
ten stehen noch aus. Im Landkreis Esslingen gab es im Jahr 2007 359 polizeiliche Einsatze wegen
h&uslicher Gewalt und 3 Tétungsdelikte an Frauen in Partnerschaften bzw. Familien. Ein Ausmalf3, das
staatliches Handeln unerlasslich macht.

Eine Verhinderung von Gewalthandlungen in Partnerschaften bengtigt eine aufeinander abgestimmte
Intervention von Polizei, sozialen Einrichtungen und Justiz. Die hier vorgestellte Konzeption stellt
Wege regionaler Kooperationen fur den Landkreis Esslingen vor, die nun der kreisweiten Um-
setzung, der Sicherung und einer weiteren Ausweitung bedurfen. Dies bedeutet im Einzelnen:

Eine kreisweite Umsetzung des vernetzten Vorgehens kann nur gelingen, wenn alle Professionellen,
die mit hauslicher Gewalt in Beriihrung kommen, Kenntnis tber die Interventionskette haben und sich in
diese kompetent einbringen kénnen. Sicherung bedeutet insbesondere, dass die drei Saulen der Be-
ratung dem kreisweiten Bedarf entsprechend ausgebaut werden und eine langfristig gesicherte
Finanzierung bekommen. Ausweitung bedeutet, dass zukinftig Anstrengungen unternommen werden
mussen, weitere Kooperationspartner in die Interventionskette einzubinden. GemaR der Tatsache, dass
gewaltbetroffene Frauen weit haufiger Hilfe in den Ambulanzen der Krankenh&user und bei Hausérzten
suchen als bei Polizei, Justiz oder Beratung, ist dieser Sektor dringend einzubinden.
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Diese Konzeption versteht sich als ein Richtung weisender Schritt gegen hausliche Gewalt im
Landkreis Esslingen. Sie will Transparenz tiber die Handlungsablaufe der einzelnen Institutionen
schaffen, die Notwendigkeit von verzahnten Kooperationen aufzeigen und auf noch bestehende
Lucken — hier insbesondere in der ungesicherten Unterstiitzung flr Opfer, Tater und Kinder,
hinweisen. Die Kreisarbeitsgemeinschaft , Hilfen gegen hausliche Gewalt" sieht es als ihre
Aufgabe, diese Konzeption bekannt zu machen, Anregungen entgegen zu nehmen, ihre
Umsetzung voranzubringen und fur ihre Fortschreibung zu sorgen.

VIl. MaBnahmenvorschlage

Aus den in der Konzeptionsgruppe diskutierten fachlichen und strukturellen Qualitatsverbesse-
rungen der Pravention gegen und der Hilfen gegen hausliche Gewalt leitet das Sozialdezernat
folgende MaRnahmenvorschlage ab:

1. Offentlichkeitsarbeit und Pravention

Ausgehend von der Kreisarbeitsgemeinschaft , Hilfen gegen héausliche Gewalt* und den
Erfahrungen des ,Runden Tisches Hausliche Gewalt* in der Stadt Esslingen sollen in den
Regionen Filder, Nirtingen und Kirchheim ebenfalls Runde Tische initiiert werden.

Im Rahmen der Planungskapazitdten des Sozialdezernats sollen die Themen: ,H&ausliche Gewalt
und Gewalt im sozialen Nahbereich® und , Hilfen fir Menschen in besonderen sozialen
Schwierigkeiten“ vertieft aufgegriffen werden. Entsprechende Qualitatsentwicklungen, Bedarfs-
und Angebotsplanungen sowie Praventionsprojekte und Offentlichkeitsarbeit sollen
angegangen, konzipiert und kooperativ umgesetzt werden.

2. Opferberatung

Die drei Vereine Frauen helfen Frauen einigen sich darauf, die Opferberatung fiir den gesamten
Landkreis gemeinsam in den Einzugsgebieten der Polizeireviere verbindlich zu organisieren und
anzubieten.

Das Kreissozialamt verhandelt mit den Vereinen Frauen helfen Frauen einzelfallbezogene
Leistungs- und Entgeltvereinbarungen entsprechend dieser Konzeption.

3. Taterberatung

Das Kreissozialamt verhandelt mit der Sozialberatung e. V. Stuttgart eine einzelfallbezogene
Leistungs- und Entgeltvereinbarung entsprechend dieser Konzeption.

Grundlagen sind die Erfahrungen des Projekts , Mannerinterventionsstelle in der Stadt Esslin-

gen“ und die von der Sozialberatung Stuttgart dem Kreissozialamt vorgelegte Kosten-
kalkulationen.

4. Kinder als Opfer

Nach 2 Jahren wird die ,neue” Praxis ausgewertet und die Konzeption fortgeschrieben. Auf
Grundlage der dann vorliegenden Fallzahlen wird gepriift, ob eine pauschale Férderung der
Opfer- und Téaterberatung moglich und sinnvoll ist.

Weiterhin wird Gber die Frage entschieden, ob die bestehenden Hilfen fur betroffene Kinder

ausreichend sind oder spezifische neue Unterstiitzungs- und Therapieangebote geschaffen wer-
den missen.

Folgende Fachkrafte haben an diesem Entwurf mitgearbeitet:
Frau Latendorf, Frau Schneider, Frau Diehl, Herr Mejslik, Herr Deitermann, Herr Wessel, Herr Feth

18



	Stand: Oktober 2008
	II. Prävention
	III. Intervention kraft gesetzlichen Auftrages
	III. 1.1  Ziele polizeilichen Einschreitens
	III. 1.2  Polizeiliche Maßnahmen im Überblick
	Gefahrenabwehr
	III. 2.1  Ziele
	III. 2.2  Maßnahmen im Überblick


	III. 3  Soziale Dienste / Kreisjugendamt
	III. 3.1  Ziele und Angebote
	III. 3.2  Kooperation mit anderen beteiligten Stellen


	III. 5  Amtsgericht – Familiengerichtliches Verfahren
	IV. 2. Opferberatung
	IV. 2.1 Ziele
	IV. 2.3 Ausführliche Aufgabenbeschreibung
	Zielgruppe
	Strukturelle Vorgehensweise in der Opferberatung im Landkreis Esslingen
	Beratungsansätze für die Erstberatung von Opfern häuslicher Gewalt
	IV. 2.4 Kooperationen
	Kooperation mit der Polizei
	Kooperation mit den Ordnungsämtern



	IV. 3    Täterberatung
	IV. 4 Kinder als Opfer
	V. Idealtypische kooperative Vorgehensweise


